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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei der Abstimmungskampagne zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen zeigte sich
die SVP bereit, den Lead von der CVP zu übernehmen. Die CVP hatte sich von der
Kampagnenführung zurückgezogen, weil sie sich über die unklare Rolle Schwedens und
des Gripen-Herstellers Saab im Abstimmungskampf empörte. Parteipräsident Brunner
sagte in einem Radio-Interview, dass man jetzt keine Zeit mehr verlieren dürfe. Zu
einem Debakel verkam die Abstimmung dann nicht nur wegen des Erfolgs des
Referendums, sondern auch, weil sich Bundesrat Ueli Maurer während der Kampagne
einige „Entgleisungen“ – so die NZZ – leistete. Um aufzuzeigen, dass die alten
Kampfflugzeuge durch neue ersetzt werden müssten, stellte Maurer bei mehreren
Anlässen die Frage, wie viele Gebrauchsgegenstände man denn noch im Haushalt habe,
die älter als 30 Jahre seien. Bei ihm zu Hause sei das nur noch seine Frau. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.2014
MARC BÜHLMANN

Das ganze Jahr über wurde in den Medien spekuliert, ob sich die FDP stärker mit der
SVP verbünden sollte. Zur Diskussion standen dabei insbesondere Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen 2015. Anfang Jahr drohte der Parteipräsident der SVP
Toni Brunner (svp, SG) implizit damit, der FDP einen Bundesratssitz streitig zu machen,
sollte sie sich nicht für flächendeckende Mitte-Rechts-Verbindungen einsetzen. Im
Januar sah der FDP-Parteipräsident Philipp Müller noch keinen Grund, nicht mit der
SVP zu paktieren. Allerdings müsse man die Frage von Listenverbindungen den
Kantonen überlassen und die SVP könne nicht nur Forderungen stellen, sondern müsse
die FDP auch unterstützen. Anders als sein Vorgänger Fulvio Pelli (TI) verschloss sich der
neue FDP-Präsident Listenverbindungen nicht. Auch mit der CVP oder den neuen
Mitteparteien könne man sich – je nach kantonaler Ausgangslage – verbünden. Das
Verhältnis zwischen FDP und SVP kühlte sich dann jedoch nach der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative merklich ab. Auch die deutlichen Worte, die
Parteipräsident Müller gegen die von der SVP angekündigte Initiative fand, welche
Landesrecht über Völkerrecht stellen will, dienten der Abgrenzung gegen rechts. Anfang
Oktober gab Müller dann allerdings auch bekannt, dass die FDP – falls die dannzumal
erste Trendumfrage zu den Wahlen, die für die FDP einen leichten Zuwachs voraussah,
sich bestätigen sollte – Bundesrätin Widmer-Schlumpf auf Kosten eines zweiten SVP-
Bundesratssitzes abwählen würde, sofern die SVP einen valablen Kandidierenden
aufstelle. Auch seitens der CVP wurden der FDP Avancen gemacht. Die FDP sei
eingeladen, an einer kohärenten Mitte zu partizipieren. Müller reagierte prompt auf
diese Einladung und forderte vielmehr die CVP und die anderen Mitteparteien auf, in
einem Bürgerblock mitzuarbeiten. Von links wurde einer der beiden FDP-
Bundesratssitze in Frage gestellt. Um eine rechte Mehrheit aus zwei FDP- und zwei SVP-
Regierungsmitgliedern zu verhindern, und unter der Annahme, dass der SVP zwei
Regierungssitze zustünden, müsste die FDP auf einen ihrer Sitze verzichten. Ins Visier
der SP geriet dabei vor allem Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der nicht nur
aufgrund einer Steuergeschichte seiner ehemaligen Firma ins mediale Schlaglicht
geriet, sondern der von der Linken auch für die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative mitverantwortlich gemacht wurde, weil er zu wenig
dagegen angekämpft habe. 2

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
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eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 3
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